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BVERWG: RECHTSFOLGE UNBEFRIEDIGENDER ERGEBNISSE BEI 

EIGENKONTROLLUNTERSUCHUNGEN AUF SALMONELLEN   

Ein Lebensmittelunternehmer muss bei einem im Rahmen von Eigenkon-

trolluntersuchungen festgestellten positiven Salmonellenbefund die 

Charge des betroffenen Lebensmittels zurücknehmen, auch wenn das Le-

bensmittel mit einem Durcherhitzungshinweis versehen ist. Eine Pflicht zur 

Rücknahme folgt aus Art. 7 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 2073/2005.  Dies 

entschied das BVerwG mit Urt. v. 14.10.2020, Az.:  3 C 10.19. 
 

Die Klägerin stellt Fleischdrehspieße her und liefert diese in tiefgefrorenem 

Zustand an Gastronomiebetriebe aus. Dort werden sie erhitzt und portio-

niert an Endverbraucher verkauft. Die Drehspieße sind bei Auslieferung mit 

dem Hinweis „Vor Verzehr vollständig durchgaren!“ versehen. Nach dem 

Hygienekonzept der Klägerin erfolgen vor der Auslieferung Eigenkontrollen, 

die mikrobiologisch untersucht werden. Für den Fall eines Salmonellenbe-

funds sind unterschiedliche Maßnahmen, nicht jedoch eine zwingende 

Rücknahme der betroffenen Charge, vorgesehen. 
 

Nachdem der Beklagte das Hygienekonzept beanstandet hatte, begehrte 

die Klägerin unter Inanspruchnahme gerichtlicher Hilfe die Feststellung, 

dass sie nicht verpflichtet sei, bei jedem Salmonellenbefall zwingend die 

betroffene Charge zurückzunehmen und dies in ihrem Hygienekonzept vor-

zuschreiben. Das VG Augsburg, Urt. v. 04.07.2017, Az.: Au 1 K 16.1531, hat 

der Klage stattgegeben. Auf die Berufung des Beklagten hat der Bay. VGH 

Urt. v. 07.02.2019, Az.: 20 BV 17.1560, das Urteil geändert und die Klage 

abgewiesen. Das BVerwG bestätigte das Berufungsurteil. 
 

Nach Ansicht des BVerwG ist das Lebensmittel nach Art. 7 Abs. 2 Verord-

nung (EG) Nr. 2073/2005 vom Markt zu nehmen, wenn die Untersuchung 

anhand der Lebensmittelsicherheitskriterien unbefriedigende Ergebnisse 

liefert. Salmonellen dürfen in Fleischzubereitungen nicht nachweisbar sein. 

Es kommt nicht darauf an, ob auch die Voraussetzungen von Art. 19 und 

14 Verordnung (EG) Nr. 178/2002 erfüllt sind. Die Verordnung (EG) Nr. 

2073/2005 enthält für mikrobiologische Kriterien eine Spezialregelung, mit 

der ein strengerer und präventiver Ansatz verfolgt wird. Mit dem Verweis 

auf Art. 19 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 wird lediglich auf die dort 

geregelte Ausformung der Pflichten des Lebensunternehmers der Rück-

nahme Bezug genommen. 

__________________________________________________________________________ 

Bedeutung für die Praxis:  
 

Nach Ansicht des BVerwG kann sich ein Lebensmittelunternehmer gegen 

das Bestehen einer Rücknahmepflicht nicht darauf berufen, dass die Le-

bensmittel (wie Tee, Fleisch usw.) vor dem Verzehr durcherhitzt werden und 

auf dieses Erfordernis in der Etikettierung hingewiesen wird. Entsprechende 

Hygienekonzepte sind zu überarbeiten und ggf. anzupassen. 
 

 

 

 
 

 

KOMPETENZEN  

Lebensmittel-, Futtermittel-,       

Kosmetik- und Konsumgüterrecht  
 

BERATUNGSSPEKTRUM 

- Klärung branchen- und produkt-

spezifischer Fragestellungen 

- Kennzeichnung und Bewerbung 

von Produkten (inkl. Verkaufsför-

derungsmaßnahmen) 

- Erstellung und Optimierung von 

HACCP-, Hygiene- und Quali-

tätsmanagementkonzepten 

- Krisenmanagement 

- Inhouse-Schulung 

- Food Compliance  

- Maßnahmen zur Reduzierung 

des Haftungsrisikos 

- Besonderheiten des Fernabsatzes 

- Beratung und Unterstützung bei 

Zulassungsverfahren  

- Überprüfung der Verkehrsfähig-

keit 

https://www.bverwg.de/pm/2020/59
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2017-N-120304?hl=true&AspxAutoDetectCookieSupport=1
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2019-N-3390


 

Rechtsanwälte . Wirtschaftsprüfer . Steuerberater 

 

 

 

WEITERE URTEILE 
 

EuGH: Anforderung an mitgliedstaatliche Herkunftskennzeichnung 

Nach Ansicht des EuGHs, Rs. C-485/18, – Lactalis –, verbietet Art. 26 Ver-

ordnung (EU) Nr. 1169/2011 nicht per se mitgliedstaatliche Vorschriften 

zur Herkunft. Allerdings müssten hierfür die Voraussetzungen des Art. 39 

Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 erfüllt sein. Zu den Voraussetzungen ge-

höre, dass ein objektiv nachgewiesener Zusammenhang zwischen dem Ur-

sprung oder der Herkunft eines Lebensmittels und bestimmten Qualitäten 

dieses Lebensmittels bestehe. 
 

EuGH: Anwendung der Novel Food Verordnung a.F. auf Insekten 

Lebensmittel aus ganzen Tieren, die als solche zum Verzehr bestimmt sind 

(einschließlich ganzer Insekten), erfasst die (alte) Verordnung (EG) Nr. 

258/97 nicht. Die entschied der EuGH, Rs. C-526/19 – Entoma SAS -. 
 

EuGH: zur Charakterisierung eines Nahrungsergänzungsmittels 

Nach Ansicht des EuGHs, Rs. C-331/19 – Staatssecretaris van Financiën – , 

erfasst der Begriff „Nahrungsergänzungsmittel“ alle Erzeugnisse, „die 

Nährstoffe zum Aufbau, zur Energiezufuhr und zur Regulierung des 

menschlichen Organismus enthalten, die zur Erhaltung, zum Betrieb und 

zur Entwicklung dieses Organismus erforderlich sind und verzehrt werden, 

um ihn mit diesen Nährstoffen zu versorgen“. 
 

LG Coburg: Verkehrssicherungspflicht des Lebensmitteleinzelhandels 

Nach Ansicht des LG Coburg, Urteil vom 16.07.2020, Az.: 24 O 76/18, ver-

letzt ein Supermarktbetreiber seine Verkehrssicherungspflicht, wenn er bei 

Reinigungsarbeiten keine Sicherungsmaßnahmen ergreift. Diese können 

bspw. in dem Zurückstellen der Reinigungsarbeiten bis nach Geschäfts-

schluss, dem kurzzeitigen Sperren des betroffenen Bereichs oder dem Auf-

stellen von Warnschildern (betreffend die Rutschgefahr) bestehen. 
 

LG München: Schadensersatz wg. coronabedingter Betriebsschließung 

Nach Ansicht des LG München, Urteil vom 01.10.2020, Az.: 12 O 5895/20, 

steht einem Gastwirt eine Entschädigung i.H.v. 1.014.000,00 € aufgrund 

der coronabedingten Betriebsschließung gegen seine Versicherung zu. 
 

VG Neustadt: keine Ohrmarken auf Tierschutzhof  

Die Betreiberin eines Tierschutzhofs muss bis auf Weiteres bei ihren Ziegen 

und Schafen keine Ohrmarken anbringen. Das hat das VG Neustadt an der 

Weinstraße mit Beschluss vom 28.09.2020, Az.: 5 L 708/20, entschieden. 

             
Stand: 15.10.2020 

  

Redaktion: lebensmittelrecht@rae-weiss.de 

Dr. Markus Kraus, Rechtsanwalt 
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http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=D101EA51346100AF3C6FD116BB4FB151?text=&docid=231841&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7976653
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